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(Nr. 13661.) Verordnung zur Abänderung der Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. 
S. 179). Vom 4. November 1931. 
Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453) wird folgendes verordnet: 
§ 1. 
Im Zweiten Teile Kapitel VIII der Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 179) werden hinter § 3 die folgenden Beſtimmungen eingefügt: 


§ 3a. 

Leiter (innen) und Lehrer Einnen) an öffentlichen Volks-, mittleren und höheren 
Schulen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, können auf ihren Antrag von der ftaat- 
lichen Schulaufſichtsbehörde ohne Nachweis der Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand ver— 
ſetzt werden. Ihr Ruhegehalt beträgt bis zu dem Tage, an welchem ſie wegen Erreichung 
der Altersgrenze in den Ruheſtand getreten wären, ohne Rückſicht auf die Länge der ruhe— 
gehaltsfähigen Dienſtzeit 80 vom Hundert des zuletzt bezogenen ruhegehaltsfähigen 
Dienſteinkommens. Von dieſem Zeitpunkt errechnet ſich das Ruhegehalt nach den allge— 
meinen Vorſchriften; hierbei wird die bis zu dieſem Zeitpunkt im Ruheſtand verbrachte 
Zeit als ruhegehaltsfähige Dienſtzeit angerechnet. Für die Berechnung des Witwen- und 
Waiſengeldes gilt Satz 3 auch dann, wenn der Leiter (die Leiterin) oder Lehrer (die 
Lehrerin) vor dem im Satz 2 genannten Zeitpunkte geſtorben iſt. 


§ 3 b. 

(1) Die Beſetzung und auftragsweiſe Verwaltung der Stelle eines gemäß $ 3a Aus- 
ſcheidenden oder einer anderen Stelle unterbleibt bis zu dem Zeitpunkte, zu welchem der 
Ausſcheidende wegen Erreichung der Altersgrenze in den Ruheſtand getreten wäre. Dafür 
treten während dieſer Zeit Schulamtsbewerber Einnen) oder nicht in die Anwärterliſte 
eingetragene Studienaſſeſſoren Einnen), die von der ſtaatlichen Schulaufſichtsbehörde be— 
zeichnet werden, in die Beſchäftigung ein. 

(2) Die Unterſchiedsbeträge zwiſchen Gehalt und Ruhegehalt der gemäß §S 3a Aus- 
ſcheidenden ſind an öffentlichen Volks- und mittleren Schulen zur Verſtärkung der Mittel 
für Schulamtsbewerber (innen), an öffentlichen höheren Schulen für die nach Abſ. 1 
Satz 2 beſchäftigten Studienaſſeſſoren Cinnen) zu verwenden. Als Unterſchiedsbetrag gilt 
im Falle des Freiwerdens einer Beförderungsſtelle nur der Unterſchied zwiſchen Gehalt 
und Ruhegehalt eines Lehrers (einer Lehrerin) der Eingangsgruppe ohne Stellenzulage 
mit Höchſtgehalt. 

(8) Soweit Lehrer (innen) an öffentlichen Volks- und öffentlichen mittleren Schulen 
gemäß § 3a ausſcheiden, find die Unterſchiedsbeträge (Abſ. 2) von der Landesſchulkaſſe 
oder der Landesmittelſchulkaſſe an die Staatskaſſe abzuführen; bei den öffentlichen höheren 
Schulen find fie an der Anſtalt ſelbſt unmittelbar dem Studienaſſeſſor (der Studien- 
aſſeſſorin) zuzuwenden. 

S 30. 

(1) Verheiratete Leiterinnen und Lehrerinnen an öffentlichen Volks-, mittleren und 

höheren Schulen, die auf ihren Antrag von der ſtaatlichen Schulaufſichtsbehörde aus dem 
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öffentlichen Schuldienſt entlaſſen werden, erhalten für die Dauer von zwei Jahren pe 
Hälfte des ihnen am letzten Tage des Dienſtes zuſtehenden Dienſteinkommens. 

(2) Das Gleiche gilt, wenn der Antrag vor der Verheiratung geſtellt wird und die 
Verheiratung innerhalb von drei Monaten nach der Entlaſſung ſtattfindet. 

(3) Für dieſen Fall (Abſ. 1, 2) gilt für die Dauer von zwei Jahren $ 3 b ſinngemäß. 


8 3 d. 
(1) Die SS 3 a bis 3 gelten entſprechend für die Leiter Einnen) und Lehrer (innen) 
an den übrigen öffentlichen Schulen. 
(2) Die Verſetzung in den Ruheſtand nach $ 3 a und die Entlaſſung nach §S 30 
Abſ. 1 verfügt die ſtaatliche Schulaufſichtsbehörde. 


82. 
(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
(2) Mit der Ausführung dieſer Verordnung werden die zuſtändigen Miniſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Finanzminiſter beauftragt. 


Berlin, den 4. November 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Schreiber, Grimme. 
zugleich als Finanzminiſter. 


(Nr. 13662.) Siebente Verordnung über die Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft. Vom 
26. Oktober 1931. 


Auf Grund der SS 1 und 10 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 754), des § 52 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Februar 1928 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 25), des § 22 
Satz 3 des Reichsmietengeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Februar 1928 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 38) ſowie des Artikels VI des Kapitels IV im Siebenten Teile der Verordnung des 
Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 1. Dezember 1930 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 517) wird nach Anhörung und, ſoweit erforderlich, mit Zuſtimmung des Neichsarbeits- 
miniſters folgendes angeordnet: 

Erſter Abſchnitt. 


Wohnungsmangelgeſetz. 
§ 1. 


Auf Wohnungen mit einer Jahresfriedensmiete von 

a) 1200 / und mehr in Berlin, 

b) 1000 M und mehr in den übrigen Orten der Sonderklaſſe, 

c) 700 A und mehr in den Orten der Ortsklaſſe A, 

d) 500 A und mehr in den Orten der Ortsklaſſe B, 

e) 300 / und mehr in den Orten der Ortsklaſſe C, 

f) 240 „ und mehr in den Orten der Ortsklaſſe D 
finden die Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes mit Ausnahme des § 8 keine Anwendung; 
jedoch iſt in dieſem Falle die Genehmigung der beteiligten Gemeindebehörden nicht erforderlich. 


8 2 
(1) Auf Geſchäftsräume finden die Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes keine Anwendung. 
(2) Als Geſchäftsräume im Sinne des Abſ. 1 gelten auch Wohnräume, die mit Geſchäfts⸗ 
räumen eine wirtſchaftliche Einheit bilden oder wegen ihres räumlichen und wirtſchaftlichen Zu— 
ſammenhanges zugleich mit letzteren vermietet ſind. 
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§ 3. 
In Gemeinden ohne Wohnungsmangel finden die Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes 
mit Ausnahme der SS 2 und 8 keine Anwendung; jedoch iſt im Falle des $ 8 die Genehmigung der 
beteiligten Gemeindebehörden nicht erforderlich. 


8 4. 


Als Gemeinden ohne Wohnungsmangel im Sinne dieſer Verordnung gelten: 


a) die Gemeinden (Stadtgemeinden, Landgemeinden, Gutsbezirke) mit weniger als 
20 000 Einwohnern; 

b) im übrigen die von der Aufſichtsbehörde auf Antrag oder nach Anhörung der zuſtändigen 
Gemeindebehörde bezeichneten Gemeinden (Stadtgemeinden, Landgemeinden, Gutsbezirke). 


§ 5. 

Die Aufſichtsbehörden können auf Antrag oder nach Anhörung der zuſtändigen Gemeinde— 
behörde anordnen, daß in einzelnen Gemeinden, die nach § 4 als ſolche ohne Wohnungsmangel zu 
gelten hätten, die Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes nebſt den dazu erlaſſenen Ausführungs- 
beſtimmungen Anwendung finden. Mit der Anordnung treten die auf Grund des Wohnungs— 
mangelgeſetzes für die betreffende Gemeinde erlaſſenen Vorſchriften ſowie die Verordnung über die 
Bewirtſchaftung des Wohnraums für Reichs- und unmittelbare Staatsbeamte und für Reichswehr— 
angehörige vom 29. Mai 1925 (Geſetzſamml. S. 65) wieder in Kraft. 


§ 6. 

Im Falle des § 13 des Wohnungsmangelgeſetzes iſt die Gemeindebehörde zur Bezeichnung der 
aufzunehmenden Wohnungſuchenden auch dann nicht berechtigt, wenn die Geſellſchaft oder Genoſſen— 
ſchaft die Räume innerhalb der ihr geſtellten Friſt an einen Wohnungſuchenden vergibt, der weniger 
als ein Jahr der Geſellſchaft oder Genoſſenſchaft als Mitglied angehört. 


Zweiter Abſchnitt. 
Mieterſchutzgeſetz. 
8 7. 


Auf Mietverhältniſſe über Wohnungen, deren Jahresfriedensmiete 
a) 1800 / und mehr in Berlin, 

b) 1500 % und mehr in den übrigen Orten der Sonderklaſſe, 
c) 1200 / und mehr in den Orten der Ortsklaſſe A, 

d) 900 und mehr in den Orten der Ortsklaſſe B 

e) 600 A und mehr in den Orten der Ortsklaſſe O, 

f) 400 / und mehr in den Orten der Ortsklaſſe D 


beträgt, finden die Vorſchriften des erſten Abſchnitts (SS 1 bis 36) ſowie des § 52 Abſ. 1 Satz 2 des 
Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter keine Anwendung. 


8 8. 

(1) Auf Mietverhältniſſe über Geſchäftsräume finden die Vorſchriften des erſten Abſchnitts 
(Ss 1 bis 36) des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter keine Anwendung. 

(2) Die Aufhebung des Mieterſchutzes (Abſ. 1) gilt nicht für Geſchäftsräume, die Teile einer 
Wohnung bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges mit Wohnräumen zugleich mit 
letzteren vermietet ſind, ſofern die Jahresfriedensmiete für die Wohnräume und die Geſchäftsräume 
insgeſamt nach Maßgabe der Ortsklaſſe die im § 7 genannten Beträge nicht erreicht. 


§ 9. 
Die Zwangsvollſtreckung aus einem Urteile, das die Herausgabe einer Wohnung der im § 1 
bezeichneten Art zum Gegenſtand hat, darf nicht von der Sicherung eines Erſatzraums abhängig 
gemacht werden. 


Dr. Grunau, Holten.str.129/3 
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§ 10. a 
Die Erlaubnis des Vermieters, den Gebrauch des Wohnraums einem Dritten zu überlaſſen, 
insbeſondere ihn unterzuvermieten, kann durch die Erlaubnis des Mieteinigungsamts nicht mehr 
erſetzt werden. 
Dritter Abſchnitt. 
Reichsmietengeſetz. 
8 
Auf Mietverhältniſſe über Wohnungen der im § 7 bezeichneten Art finden die Beſtimmungen 
des Reichsmietengeſetzes keine Anwendung. 
§ 12. 
(1) Auf Mietverhältniſſe über Geſchäftsräume finden die Beſtimmungen des Reichsmieten⸗ 
geſetzes keine Anwendung. 
(2) Dieſe Befreiung gilt nicht für die im § 8 Abſ. 2 bezeichneten Geſchäftsräume, ſofern die 
Jahresfriedensmiete für die Wohnräume und die Geſchäftsräume insgeſamt nach Maßgabe der Orts— 
klaſſe die im §7 genannten Beträge nicht erreicht. 


Vierter Abſchnitt. 
Sonſtige Beſtimmungen. 
§ 13. 

Als Geſchäftsraum im Sinne dieſer Verordnung gilt, was zur Zeit ihres Inkrafttretens nicht 

Wohnraum iſt. 
§ 14. 

Wohnungen der im § 1 bezeichneten Art ſowie Wohnungen in Gemeinden ohne Wohnungs⸗ 
mangel unterliegen nicht einer Inanſpruchnahme auf Grund des Wohnungsmangelgeſetzes im Sinne 
des Kapitels IV im Siebenten Teile der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von 
Wirtſchaft und Finanzen vom 1. Dezember 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 517). 


§ 15. 
Soweit bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung die Inanſpruchnahme von Wohnungen der 
im § 1 bezeichneten Art oder von Wohnungen in Gemeinden ohne Wohnungsmangel oder von 
Geſchäftsräumen rechtskräftig ausgeſprochen oder durchgeführt worden iſt, behält es bei den bis— 
herigen Beſtimmungen und dem durch die Inanſpruchnahme geſchaffenen Zuſtande ſein Bewenden. 


§ 16. 

Die Vorſchriften der SS 7 und 11 treten am 1. April 1932, die übrigen mit ihrer Verkündung 
in Kraft. Mit letzterem Zeitpunkte treten die Verordnung über die Lockerung der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft vom 11. November 1926 (Geſetzſamml. S. 300) in der Faſſung der Verordnung vom 
13. Januar 1931 (Geſetzſamml. S. 3) ſowie die Dritte Verordnung über die Lockerung der 
Wohnungszwangswirtſchaft vom 13. Oktober 1927 (Geſetzſamml. S. 195) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 26. Februar 1930 (Geſetzſamml. S. 29) außer Kraft. 


Berlin, den 26. Oktober 1931. 


(Siegel.) Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 
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